
Rechtsanwältin Lisa Jakob

Die Notwendigkeit der Beschleunigung des 
Ausbaus der Erneuerbaren Energien nimmt 
auch auf EU- Ebene Fahrt auf. 

Am 30. März 2023 haben sich die Euro-
päische Kommission, der Europäische Rat 
und das Europäische Parlament im Rahmen 
eines informellen Trilogs über die sog. 
Erneuerbare Energien Richtlinie III (Re-
newables Energy Directive III – „RED III“) 
geeinigt. 

Nach Angaben des Statistischen Bundes-
amtes lag der EU- Durchschnitt des Anteils 
der Erneuerbaren Energien am Energie-
verbrauch im Jahr 2021 bei gerade einmal 
19,7 % (Stand: 19. Oktober 2021).

Die im Dezember 2018 in Kraft getrete-
ne vorangehende Erneuerbare Energien 
Richtlinie II („RED II“) sah ein verbindli-
ches Ziel für Erneuerbare Energien von 32 
% bis zum Jahr 2030 vor. Nun soll durch die 
RED III das ambitionierte Ziel von 42,5 % 
des Anteils der erneuerbaren Energien am 
Energieverbrauch der EU bis 2030 umge-
setzt werden.  

Darüber hinaus hebt die EU die spezifi-
schen Sektorenziele des Einsatzes der 
Erneuerbaren Energien für die Sektoren 
Gebäude, Industrie und Verkehr an. So soll 
sich beispielsweise im Verkehrssektor das 

verbindliche Ziel des Anteils Erneuerbarer 
Energien von 14 % auf 29 % erhöhen und 
damit mehr als verdoppelt werden.  
Um den wünschenswerten Anteil der Er-
neuerbaren Energien bis 2030 wie vorge-
sehen steigern zu können, ist ein wesent-
liches Ziel der RED III, die Beschleunigung 
der Genehmigungsverfahren auch auf EU-
Ebene. Eine solche Beschleunigung sah 
bereits die am 22. Dezember 2022 verab-
schiedete EU-Notfallverordnung vor, die 
jedoch lediglich für einen Zeitraum von 18 
Monaten gilt. 

Gem. Art. 6 EU- Notfallverordnung kann 
beispielsweise die Pflicht der Umweltver-
träglichkeitsprüfung und der artenschutz-
rechtlichen Prüfung entfallen, sofern eine 
strategische Umweltprüfung bereits statt-
gefunden hat. Diese Regelung ist bereits in 
§ 43m EnWG umgesetzt worden und gem. 
§ 43m Abs. 3 EnWG auf alle Planfeststel-
lungs- und Plangenehmigungsverfahren 
anzuwenden, bei denen der Antragsteller 
den Antrag bis zum Ablauf des 30. Juni 
2024 stellt. 

Auch für das Repowering von Windener-
gieanlagen sollen Umweltverträglichkeits-
prüfungen nach Art. 5 Abs. 1 und 3 der 
EU-Notfallverordnung nur auf die Mehr-
belastungen der Änderungen im Vergleich 
zum ursprünglichen Projekt beschränkt 
sein.

Durch die Umsetzung der RED III sollen die-
se lediglich vorübergehenden Regelungen 
als dauerhafte Vorgaben in den Mitglieds-
staaten etabliert werden. 

Die Genehmigungsverfahren sollen zudem 
auch durch eine maximale Genehmigungs-
dauer beschleunigt werden. 

Um die Ziele innerhalb der EU gemein-
sam schneller zu erreichen, wird zudem 
aus der in Art. 9 Abs. 1 der RED II veran-
kerten Option für die Mitgliedsstaaten, 
grenzüberschreitende Projekte zu verwirk-
lichen, nach der RED III nunmehr eine Ver-
pflichtung. 

Bis zum 31. Dezember 2025 sollen die Mit-
gliedsstaaten nun mit mindestens einem 
weiteren Mitgliedsstaat gem. Art. 9 Abs. 
1a RED III „ein gemeinsames Projekt zur 
Erzeugung Erneuerbarer Energien einlei-
ten“.

Und so geht es weiter … 

Da ein Trilog informelle Verhandlungen 
der drei am EU- Gesetzgebungsprozess 
beteiligten Organe darstellt und zunächst 
unverbindlich ist, bleibt nun noch die for-
melle Einigung des Europäischen Rates und 
des Europäischen Parlaments abzuwarten. 

Anschließend erfolgt die Umsetzung der 
Richtlinie durch den nationalen Gesetzge-
ber der Mitgliedsstaaten. Spannend bleibt, 
wie schnell die Umsetzung der RED III er-
folgen wird. Dass bereits aufgrund der EU-
Notfallverordnung nationale Vorschriften 
bestehen, dürfte für die Umsetzung sehr 
nützlich sein. 
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Unsere Themen

Einigung im Trilog über die Erneuerbare Energien 
Richtlinie III

Denkmalschutz im Wandel

Denkmalbehörden wenden sich im Geneh-
migungsverfahren für Windenergie- und 
PV-Anlagen nicht selten gegen die Zulas-
sung; sie gehen von einem sehr weitrei-
chenden Umgebungs- und Substanzschutz 
für Denkmäler aus. Da aber der Ausbau 
der Erneuerbaren Energien erheblich be-
schleunigt werden soll, werden Novellie-
rungen der länderrechtlichen Regelungen 
in den Denkmalschutzgesetzen (DSchG) 
erforderlich, um das Problem grundsätz-
lich zu lösen. Derzeit diskutiert werden 
sie z.B. in Brandenburg und Mecklenburg-
Vorpommern. Hier soll insbesondere das 
überragende öffentliche Interesse an den 
Erneuerbaren Energien unmittelbar in 
den DSchG verankert und der Umgebungs-
schutz enger begrenzt werden. 
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Rechtsanwalt Dr. Andreas Hinsch

Die sogenannte optisch bedrängende Wir-
kung von Windenergieanlagen hat eine 
durchaus bunte Geschichte. Rechtlichen 
Anknüpfungspunkt bildet das sogenannte 
Gebot der Rücksichtnahme aus § 35 Abs. 
3 Satz 1 Nr. 5 BauGB. Grob wird davon 
ausgegangen, dass Nutzungen, die unver-
träglich sind, räumlich zu trennen sind. 
Das trifft auch und allein wegen der opti-
schen Wirkungen von Windenergieanlagen 
(„Unruheelement“) auf die Wohnnutzung 
zu. Zur Bewältigung der Problematik hat 
sich eine Betrachtung nach der Entfer-
nung der Nutzungen etabliert. Es wird 
davon ausgegangenen, dass, wenn der 
Abstand zwischen einem Wohnhaus und 
einer Windenergieanlage mindestens das 
Dreifache der Gesamthöhe (Nabenhöhe + 
1/2 Rotordurchmesser) der geplanten An-
lage beträgt, die dann anstehende Einzel-
fallprüfung überwiegend zu dem Ergebnis 
kommen wird, dass von dieser Anlage kei-

ne optisch bedrängende Wirkung zu Lasten 
der Wohnnutzung ausgeht. Ist der Abstand 
hingegen geringer als das Zweifache der 
Gesamthöhe der Anlage, dürfte die Ein-
zelfallprüfung überwiegend zu einer domi-
nanten und optisch bedrängenden Wirkung 
der Anlage gelangen. Beträgt der Abstand 
zwischen dem Wohnhaus und der Wind-
energieanlage jedoch das Zwei- bis Drei-
fache der Gesamthöhe der Anlage, bedarf 
es regelmäßig einer besonders intensiven 
Prüfung des Einzelfalls.

Dieses von Rechtsprechung entwickelte 
System der Betrachtung der optisch be-
drängenden Wirkung mit einer jeweili-
gen Einzelfallwürdigung, ist vollständig 
akzeptiert, jedoch inzwischen gesetzlich 
überholt. Im Gesetzentwurf der Bundes-
regierung war noch ein konkreter Abstand 
von „mindestens 300 Meter“ vorgesehen 
(BT-Drucksache 20/4227, S. 8), jedoch das 
im Verfahren auf den Abstand in Abhängig-
keit zur Höhe der Anlage angepasst. Der 
Gesetzgeber hat in § 249 Abs. 10 BauGB 
seit Anfang Februar 2023 eine explizite 
Regelung vorgesehen, die das alte System 
der Betrachtung aufgreift und modifiziert. 
Regelmäßig wird eine optisch bedrängende 
Wirkung nicht vorliegen, wenn der Abstand 
von der Anlage bis zur nächstgelegenen 
Wohnnutzung mindestens der zweifachen 
Höhe der Windenergieanlage entspricht. 
Das verschiebt die Maßstäbe der Einzel-
fallbetrachtung zu Gunsten der Windener-
gienutzung. 

Da das Gesetz keine Regelungen für den 
Abstandsbereich bis zum Zweifachen der 
Gesamthöhe geschaffen hat, ist davon 
auszugehen, dass diesen Raum regelmäßig 

eine optisch bedrängende Wirkung anzu-
nehmen ist. Es entfällt nach der Entschei-
dung des Gesetzgebers nunmehr nur der 
Bereich, in dem eine intensive Prüfung des 
Einzelfalls vorzunehmen ist. Und ab dem 
Zweifachen der Gesamthöhe tritt regel-
mäßig keine optisch bedrängende Wirkung 
ein. Die Voraussetzungen an dem Ausnah-
mefall werden schwer dazulegen sein und 
die gesetzliche Vermutung des Nichtvorlie-
gens des Verstoßes gegen die Rücksicht-
nahme ist stark. 

Diese Regelung, die unmittelbar nur für 
die Zulassung von Windenergieanlagen 
gilt, hat Rückwirkungen auf die Planung 
von Windenergieanlagen, denn nunmehr 
sind die Bereiche, in denen Windenergie-
anlagen regelmäßig zulässig sein dürften, 
verschoben. Für die Konzentrationszonen-
planung, die die Gemeinden noch bis Feb-
ruar 2024 aufstellen können, wird das zu 
berücksichtigen sein.

Zudem ist zu beachten, dass in zahlreichen 
Bundesländern die Abstände zur Wohnbe-
bauung entweder durch gesetzliche Rege-
lungen nach § 249 Abs. 3 BauGB a.F. fest-
gelegt sind oder die Abstände noch einmal 
durch Ziele der Raumordnung unterlegt 
sind; so z. B. in Schleswig-Holstein. Die-
se Regelungen haben unmittelbar mit der 
optisch bedrängenden Wirkung der Wind-
energieanlagen nicht zu tun.

Der Vorteil der Regelung bleibt im Wesent-
lichen, dass die Zulassung von Windener-
gieanlagen in der Nähe von Wohngebäu-
den etwas erleichtert wurde und kritische 
Fragen in Nachbarstreitverfahren damit 
geklärt sind. 

Optische Wirkung von Windenergieanlagen – nun im Gesetz, nun alles gut?

 
Offshore Wind: Ausnahme vollziehbar
Oberverwaltungsgericht Münster, Be-
schluss vom 17. April 2023 – 21 B 119/23

Wegen Problemen mit den Seetauchern 
erließ das Bundesamt für Naturschutz für 
einen Offshore-Windpark Ausnahmezu-
lassungen zum Habitat- und Artenschutz-
recht wegen möglicher Beeinträchtigun-
gen der Bestände in der Deutschen Bucht. 
Dagegen wandte sich ein Naturschutz-
verband. Entsprechend der Anträge der 
von Blanke Meier Evers vertretenen Be-
treibergesellschaft wurde der Eilrechts-
schutz zurückgewiesen. Das Oberver-
waltungsgericht hat festgehalten, dass 
die Streitigkeiten rund um die richtige 
Ermächtigungsgrundlage für die Regelung 
keine Auswirkungen darauf haben, ob die-
se Ermächtigungsgrundlage unionsrechts-
konform auszulegen ist. Zur Frage, ob 
zu einer nachträglichen Ausnahme vom 
Habitatschutzrecht zwingend eine Ver-
träglichkeitsuntersuchung durchzuführen 
ist, gibt es keine zwingende Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofes; 

sie konnte im Eilrechtsschutzverfahren 
offenbleiben.

Bundeswehr versus Windenergie
Oberverwaltungsgericht Lüneburg, Ur-
teil vom 14. Februar 2023 – 12 KS 133/21

Gerade militärische Belange sind häufig 
ein Problem für die Windenergienutzung. 
Hier klagte die Bundeswehr gegen den 
Vorbescheid für einen Windpark mit fünf 
Windenergieanlagen. Sie war erfolgreich, 
da die formell notwendige Zustimmung 
der Luftverkehrsbehörde nicht vorlag. In-
soweit war es der Genehmigungsbehörde 
nicht möglich, über die Zulässigkeit des 
Vorhabens zu entscheiden. Zudem ging 
das Gericht auch davon aus, dass der Vor-
bescheid inhaltlich zu Lasten der Bundes-
wehr rechtswidrig war. Der Vorbescheid 
wurde aufgehoben.

Artenschutz in Flächennutzungsplänen
Oberverwaltungsgericht Koblenz, Urteil 
vom 21. Dezember 2022 – 8 C 11490/21

In dieser Entscheidung hat das Ober-
verwaltungsgericht den Umgang der 
planenden Verbandsgemeinde mit den 

Brutvogelvorkommen windkraftsensibler 
Arten kritisiert. Insbesondere der Ansatz 
eines einheitlichen Mindestabstandes 
von 1.000 m als Ausschlussbereich war 
fehlerhaft, insbesondere fehlte insoweit 
die notwendige Differenzierung zwischen 
kollisionsgefährdeten und störungsemp-
findlichen Vogelarten sowie Unterschei-
dung im Hinblick auf unterschiedliche 
Abstandsanforderungen für verschiedene 
Arten. Zudem hat das Gericht kritisiert, 
dass eine Auseinandersetzung mit dem 
gegenläufigen öffentlichen Interesse an 
der Windenergienutzung im Rahmen der 
Energiewende nicht hinreichend in die 
Abwägung eingestellt wurde. Unhaltbar 
fand das Gericht, dass wegen des so an-
gewandten Artenschutzes eine relevante 
Potentialfläche für die Windenergienut-
zung entfallen war.

Regionalplan im Norden aufgehoben
Oberverwaltungsgericht Schleswig, Ur-
teil vom 22. März 2023 – 5 KN 53/21

Das Oberverwaltungsgericht hat den Re-
gionalplan für den Planungsraum I im 
Norden Schleswig-Holsteins vollständig 
aufgehoben und damit alle Regelungen 

Aktuelle Rechtsprechung

Dr. Andreas Hinsch ist bei Blanke Meier Evers  

als Partner für die Bereiche Öffentliches Bau-

recht, Immissionsschutzrecht und Energierecht 

zuständig.
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Die Nachfrage nach Windenergieanlagen 
ist hoch, Anlagenhersteller, Zulieferer und 
Subunternehmer haben volle Auftragsbü-
cher. Dieses geht einher mit den notwen-
digen Bemühungen zahlreicher Unterneh-
men, die Profitabilität zu steigern und die 
in den letzten Jahren betretene Verlustzo-
ne wieder zu verlassen. 

Der hohe Auftragsbestand, die vielfach 
eingeleiteten Umstrukturierungsmaß-
nahmen, Zukunftsprogramme und immer 
wieder auftretende Qualitätsprobleme an 
verschiedenen Komponenten, bspw. den 
Blättern, Türmen oder auch der Anlagen-
steuerung führen in viele Projekten zu teil-
weise erheblichen Verzögerungen bei der 
Lieferung der Anlagen und der Fertigstel-
lung der Projekte. In diesem Zusammen-
hang wird häufig darauf verwiesen, dass 
Bauteile oder Krane nicht ausreichend in 

der erforderlichen Zeit verfügbar sind oder 
geeignete Arbeitskräfte derzeit noch in an-
deren Projekten im Einsatz seien. 

Die Auftraggeber und Besteller, denen 
durch die Verzögerungen häufig erhebliche 
Ertragsausfälle bei gleichzeitiger Belas-
tung mit angelaufenen Betriebs- und Fi-
nanzierungskosten entstehen, werden zu-
meist auf die vertraglichen Regelungen zur 
eingeschränkten Kompensation der Verzö-
gerungsschäden verwiesen. Dabei ist in der 
Regel festzustellen, dass Beschränkungen 
der Haftung für Verzögerungsschäden in 
vielfältiger Weise erfolgen: Zum einen er-
folgt in der Regel eine Beschränkung der 
Höhe des Ersatzanspruchs, insbesondere 
die Beschränkung der Haftung für Verzöge-
rungsschäden auf einen Bruchteil der Ver-
gütung und die summenmäßige Beschrän-
kung der Haftung pro Tag oder Woche der 
Verzögerung. Ebenfalls besteht häufig  der 
Ausschluss bestimmter Schadensarten. Auf 
der anderen Seite wird häufig gar nicht die 
verspätete Erbringung der Hauptleistung 
(im Wesentlichen die mangelfreie Erstel-
lung des Werkes bzw. entsprechende Liefe-
rung der Sache) als Anknüpfungspunkt für 
die Kompensation der Verzögerungsschä-
den gewählt, sondern ein vorheriges Ereig-
nis, wie bspw. die Inbetriebnahme einer 
Anlage. Die Folge ist, dass Verzögerungs-
schäden in der Phase zwischen dem Errei-
chen des pönalisierten Meilensteins und 
dem Erreichen der vertraglichen Haupt-
leistung möglicherweise nicht ausreichend 
oder gar nicht abgedeckt sind. Zusätzliche 
Komplexität ergibt sich teilweise daraus, 
dass ab einem bestimmten Zeitpunkt auch 
die parallel zum Liefervertrag geschlosse-
nen Wartungsverträge eine Kompensation 

von Stillständen vorsehen, so dass sich 
eine indirekte Kompensation von Verzöge-
rungsschäden ergibt.  

In all diesen Fällen lohnt es sich, bereits 
bei den Vertragsverhandlungen zu prüfen, 
ob die sich für den Besteller/Käufer erge-
benden Risiken im Falle einer Verzögerung 
ausreichend berücksichtigt sind. Dabei ist 
ein legitimes Interesse des Unternehmers, 
seine Haftung unter Berücksichtigung der 
Gegenleitung angemessen zu begrenzen, 
durchaus anzuerkennen - hier ist eine faire 
Risikoverteilung das Ziel. 

Gleichfalls lohnt es sich, sich im Falle 
einer Verzögerung im Detail mit den von 
dem Unternehmer vorgebrachten Gründen 
für die Verzögerung zu befassen. Diese 
sind häufig allzu pauschal und der Hinweis 
auf Ereignisse höherer Gewalt, gestörte 
Lieferketten ist ebenso wenig ausreichend 
wie der Verweis auf die unerwartete 
Knappheit von Material, Arbeitskraft und 
Maschine. Es obliegt grundsätzlich dem 
Unternehmer, die erforderlichen Mittel 
rechtzeitig in der ausreichenden Menge 
zu beschaffen oder Gründe, die ihn dar-
an hindern und die weder vorhersehbar 
noch vermeidbar waren, in nachprüfbarer 
Weise vorzubringen. Auch gilt es stets zu 
bedenken, dass die Entscheidung des Un-
ternehmers, seine knappen Ressourcen 
an anderer Stelle einzusetzen, stets auch 
eine bewusste Entscheidung gegen die 
betroffene Baustelle des Kunden ist. Hier 
lohnt es sich, einen genauen Blick auf die 
Wirksamkeit der Haftungsbeschränkungen 
zu werfen. 

zur Steuerung der Windenergienutzung 
beseitigt. Grund war die mangelnde ab-
wägende Berücksichtigung der eigentlich 
bereits gerichtlich aufgehobenen Land-
schaftsschutzgebiete im Kreis Nordfries-
land. Die Begründung des Urteils lässt 
allerdings darauf schließen, dass, weil 
die Tabukriterien aus dem Landesent-
wicklungsplan ohne weiteren Abwägungs-
schritt in die Regionalplanung übernom-
men wurden, ähnliche Fehler auch den 
anderen Regionalplänen in Schleswig-
Holstein anhaften könnte.

Streit um Offshore-Projektvertrag
Oberlandesgericht Frankfurt, Urteil vom 
3. Februar 2023 – 21 U 47/20

In dieser Entscheidung hatte sich das Ge-
richt umfassend mit Streitigkeiten im Zu-
sammenhang mit der Durchführung eines 
Projektvertrages zu befassen. Dieser sah 
die Errichtung eines „Netzanschlusssys-
tems“ für einen Offshore-Windpark vor, 
geschuldet war insbesondere die Her-
stellung einer Offshore-Plattform. Das 
Gericht befasst sich insbesondere mit den 
Fragen der Fortgeltung beziehungsweise 
des Entfalls einer Vertragsstrafenrege-

lung bei Leistungsverzögerung im Falle 
eines sogenannten „umgeworfenen Ter-
minplans“, einem Entgeltanpassungsan-
spruch des Auftragnehmers in Folge eines 
Wegfalls der Geschäftsgrundlage sowie 
mit verschiedenen Ansprüchen auf Erhö-
hung der vereinbarten Vergütung infolge 
vom Auftragnehmer nicht zu vertretender 
Umstände.

Windenergie-Nutzungsvertrag als Miet-
vertrag
Oberlandesgericht Schleswig, Urteil vom 
8. Dezember 2022 – 13 U 16/21

In dieser von Blanke Meier Evers erstrit-
tenen Entscheidung ordnete das Gericht 
einen Nutzungsvertrag für die Errichtung 
und den Betrieb von WEA als Mietvertrag 
ein. Anders als seinerzeit der 4. Senat 
(OLG Schleswig Urt. v. 17. Juni 2016 – 4 
U 96/15), der (ausnahmsweise) einen 
ähnlich gestalteten Nutzungsvertrag als 
Vertrag sui generis – Vertrag über die 
Bestellung einer beschränkt persönlichen 
Dienstbarkeit – einstufte, entschied nun 
der 13. Senat, dass die Klausel zur Ein-
tragung von Dienstbarkeiten gerade nicht 
zentraler Gegenstand des Vertrages ist, 

sondern lediglich Sicherungscharakter 
habe. Das schuldrechtliche Vertragsver-
hältnis sei vielmehr durch Leistung und 
Gegenleistung im Sinne des § 535 BGB 
geprägt, dinglich abgesichert durch eine 
beschränkt persönliche Dienstbarkeit. 

Keine Verlängerung der Zurückstellung
Oberverwaltungsgericht Münster, Urteil 
vom 21. April 2023 – 7 D 367/21

Auf die Klage eines von Blanke Meier 
Evers vertretenen Windenergieanlagen-
betreibers hat das Oberverwaltungsge-
richt die Verlängerung der Zurückstellung 
des Baugesuchs aufgehoben. Kern der 
Streitigkeit war die Frage, ob besondere 
Umstände die weitere Zurückstellung er-
fordern. Allein die Schwierigkeit, die eine 
Konzentrationszonenplanung mit sich 
bringt rechtfertigt keine solchen Umstän-
de. Entscheidend ist allein, ob sich das 
konkrete Planungsvorhaben auch von den 
üblichen entsprechenden Konzentrations-
planungen qualitativ in seiner Schwie-
rigkeit unterscheidet. Das war nicht der 
Fall, so dass die Zurückstellung des Krei-
ses aufgehoben wurde.

Spät dran – Volle Auftragsbücher, gestörte Lieferketten und Zukunftsprogramme… 
Rechtsanwalt Dr. Thomas Heineke

Dr. Thomas Heineke ist bei Blanke Meier Evers  

als Partner für die Bereiche Vertragsgestal-

tung, Haftungs- und Gewährleistungsrecht und 

Energierecht zuständig.
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Wir beraten Hersteller, Projektierungsun-
ternehmen, Initiatoren, Finanzierer, Kom-
munen und Betreiber von Projekten zur 
Erzeugung erneuerbarer Energien in allen 
rechtlichen Fragestellungen. Rechtsanwäl-
te der Kanzlei Blanke Meier Evers sind seit 
1991 im Bereich der erneuerbaren Ener-
gien beratend tätig. 

Besondere Expertise besteht unter ande-
rem im Gesellschafts- und Steuerrecht, 
der Vertragsgestaltung, der Konzeption 

von Beteiligungsgesellschaften, der Pro-
jektfinanzierung sowie im gesamten Bau-, 
Planungs- und Einspeiserecht. Wir beglei-
ten darüber hinaus international tätige 
Unternehmen bei Investitionen in Deutsch-
land und Europa.

Bei Blanke Meier Evers arbeiten zurzeit  
25 Rechtsanwälte, von denen sich 15 
schwerpunktmäßig mit den Rechtsproble-
men im Bereich der erneuerbaren Energien 
befassen.

	� Dr. Klaus Meier	  
Vertragsgestaltung, Projektfinan-
zierung, Recht der Erneuerbaren 
Energien

	� Dr. Volker Besch 
Gesellschaftsrecht, Produkthaf-	
tungsrecht, Prospekthaftungsrecht

	� Rainer Heidorn  
Vertragsrecht, Energierecht, Ge-
sellschaftsrecht 

	� Dr. Andreas Hinsch 
Öffentliches Baurecht, Immissions-	
schutzrecht, Energierecht

	� Dr. Thomas Heineke, LL.M. 
Vertragsrecht, Energierecht, 	
Gesellschaftsrecht

	� Dr. Jochen Rotstegge 
Gesellschaftsrecht, Vertragsge-	
staltung

	� Lars Wenzel 
Vertragsgestaltung, Energierecht

	� Dr. Mahand Vogt 
Öffentliches Baurecht, Immissions-	
schutzrecht, Energierecht

	� Benjamin Zietlow 
Öffentliches Baurecht, Immissions-	
schutzrecht, Energierecht

	� Dr. Fritz Hänsel  
Bankrecht, Insolvenzrecht, Unter-
nehmenssanierung

	� Daniel Ihme 
Vertragsgestaltung, Energierecht

	� Lisa Jakob 
Energierecht, Recht der Erneuer-
baren Energien, Vertragsrecht

	� Paul Philipp Breunig, LL.B 
Energierecht, Vertragsrecht,  
Internationaler Anlagenbau


